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Beglaubigte Abschrift

Kammergericht
Az; 19 W 138/23

80 O 6122 LG Berlin

Beschluss

ln Sachen

Birgitta Wehner, Schliemannstraße 31, 10437 Berlin

- Antragstellerin und Beschwerdeführerin -

gegen

Trupti Dave, Amberbaumallee 51, 14089 Berlin

- Antragsgegnerin und Beschwerdegegnerin -

Prozessbevoll mächtigte:
Rechtsanwälte Groll, Gross & Steiner, Prannerstraße 6, 80333 München, Gz:165121

hat der 19. Zivilsenat des Kammergerichts durch den Vorsitzenden Richter am Kammergericht

Schumacher, die Richterin am Amtsgericht Pietzcker und den Richter am Kammergericht

Dr. Zivier am 19.03.2024 beschlossen:

Die sofortige Beschwerde der Antragstellerin gegen den Beschluss des Landgerichts Berlin vom

24.5.2023 wi rd zu rückgewiese n.

Der Antrag der Beschwerdeführerin, ihr für das Beschwerdeverfahren Prozesskostenhilfe zu ge-

währen, wird zurückgewiesen.
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Gründe:

Die gemäß den $$ 127 Abs.2 S.2 und 3 ZPO,567 tf . ZPO zulässige, insbesondere form- und

fristgerecht eingelegte sofortige Beschwerde der Antragstellerin hat in der Sache keinen Erfolg.

Die Entscheidung des Landgerichts, der Antragstellerin nur teilweise Prozesskostenhilfe zu be-

willigen und den Antrag bezüglich der weitergehenden Anträge zurückzuweisen, ist nicht zu bean-

standen. Da das Landgericht in der Besetzung von drei Richtern entschieden hat, war auch über

die Beschwerde nicht durch den Einzelrichter, sondern durch den Senat in voller Besetzung

durch Beschluss zu entscheiden, $$ 568,572 Abs. 4 ZPO.

Hinsichtlich der Ablehnung der Anträge, die sich auf eine Anfechtung des Testaments wegen

Erbunwürdigkeit stützen, wird vollinhaltlich auf die Ausführungen des Landgerichts im angefochte-

nen Beschluss sowie auf den Nichtabhilfebeschluss vom 6122023 Bezug genommen, denen

sich der Senat anschließt. Die Rechtsausführungen der Beschwerdeführerin hierzu sind nicht

haltbar, insoweit liegt auch keine schwierige Rechts- oder Tatsachenfrage vor, für die PKH zu ge-

währen wäre.

Das Landgericht hat auch mit Recht angenommen, dass für eine Testierunfähigkeit des Erblas-

sers zum 11.8.2019 keine hinreichenden Anhaltspunkte vorliegen, so dass den darauf gestützten

Anträgen keine für eine Prozesskostenhilfe notwendige hinreichende Erfolgsaussicht zukommt.

Auch insoweit wird zunächst auf die Ausführungen des Landgerichts im angefochtenen Be-

schluss sowie im Nichtabhilfebeschluss Bezug genommen.

Aus dem weiteren umfangreichen Vortrag und den vorgelegten Unterlagen (unter anderem

Schriftsatz v. 9.8.2023:46 Seiten; Schriftsatz v.21.8.2023: 73 Seiten; Schriftsatz vom 29.12.2023

nebst Anlagen: 50 Blatt; Schriftsatz v. 4.1.2024 nebst Anlagen: 52 Blatt; Schriftsatz v.24.1.2024

nebstAnlagen: 23 Blatt; Schriftsatz v.25.1.2024:25 Blatt; Schriftsatz v.18.2.2024: 43 Blatt; damit

insgesamt mehr als 300 Blatt im Beschwerdeverfahren) ergeben sich keine hinreichenden An-

knüpfungstatsachen, die auf eine fehlende Testierfähigkeit mit hinreichender Erfolgsaussicht
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schließen lassen. lnsbesondere aus dem im direkten zeitlichen Zusammenhang zur Testaments-

errichtung erstellten Arztbrief des Klinikums Darmstadt vom 15.8.2019 ergeben sich nur Erkran-

kungen, die keine Schlüsse auf einen stark eingeschränkten Geisteszustand des Erblassers zu-

lassen würden. Eine diagnostizierte Müdigkeit, die zudem medillamentös behandelt werden kann,

genügt hierfür nicht. Dass aus der dort genannten Arnold-Chiari-Malformation eine geistige Beein-

trächtigung zwingend folgt, ist gleichfalls nicht ersichtlich, das Landgericht hat hierzu bereits aus-

geführt, darauf wird venruiesen. Auffallend ist auch, dass in dem Aztbrief keinerlei geistige Auffäl-

ligkeiten notiert werden, demnach war der Patient geistig offenbar unauffällig. lm Aztbrief der

Charite vom 25.10.2019 (Anlage K112, Bl. 164, Band 3) heißt es lediglich in der Anamnese, dass

Konzentration und Gedächtnis sich in den letzten Monaten deutlich verschlechtert habe, ohne

dass dies in der Folge näher untersucht oder getestet wurde, so dass das Ausmaß nicht fest-

stellbar ist. An anderer Stelle wird die Orientierung als unauffällig bezeichnet. Auf Seite 13 des Be-

richts (Bl. 179, Band 39) heißt es, dass die Einbußen ,,einer leichten kognitiven Störung des

mnestischen Typs (multiple domain MCI)" entsprächen. Eine solche Diagnose genügt gleichfalls

nicht als Anknüpfungstatsache für die notwendige sichere Feststellung einer Testierunfähigkeit.

Soweit Diagnosen vorgelegt werden, die zeitlich weit vor oder nach der Testamentserrichtung lie-

gen, ist schon nicht erkennbar, dass diese hinreichend sichere Schlüsse auf den Zustand bei

Testamentserrichtung zulassen würden. Aber auch hier ist festzuhalten, dass eine größere Stö-

rung der Willens- oder Geistestätigkeit des Patienten nicht dokumentiert ist, was aber zu erwar-

ten gewesen wäre, wenn der Erblasser geschäfts- bzw. testierunfähig gewesen wäre. So wird im

Aztbrief der Klinik Havelhöhe vom 25.8.2020 von diversen körperlichen Diagnosen berichtet, le-

diglich unter Ziff. 1 wird von der Verdachtsdiagnose ,,beginnendes dysexekutives Syndrom" mit

Differenzialdiagnose (DD) ,,frontotemporale Demenz" oder ,,corticobasale Degeneration" ge-

schrieben. Da diese Syndrome als ,,beginnend" und nur als Verdachtsdiagnose vermerkt sind, ist

es ausgeschlossen, hieraus einen Schluss auf Testierunfähigkeit ein Jahr zuvor zu ziehen. Die

im Aztbrief des Vivantes-Klinikums vom 2.12.2020 genannte Diagnose ,,Schwerste Dysarthrie,

Dysphagie" bezeichnet eine Sprech- und Schluckstörung, die verschiedenste Ursachen haben

kann.

lm Aztbrief der Uniklinik in Lübeck vom 25.10.2016 ist an keiner Stelle von geistigenAusfall-

erscheinungen die Rede, vielmehr heißt es u.a. ,,Kognition altersgerecht, Affekt nicht depressiv,

keine Hinweise für Hallozinationen."

Soweit die Beschwerdeführerin weiterhin auf das Ehlers-Danlos-Syndrom (EDS)venrveist, ist er-

neut auf die zutreffenden Ausführungen des Landgerichts zu venrveisen. Weder steht fest, dass
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der Erblasser an dieser Krankheit litt, noch wäre im Falle des Vorliegens einer solchen Erkran-

kung daraus auf eine Testierunfähigkeit zu schließen, da die Erk;ankung vor allem andere Auswir-

kungen hat.

Der Venrueis der Beschwerdeführerin darauf, dass ,,Multimorbidität" die kognitiven Fähigkeiten be-

einflusse, Depressionen begünstige und die Fremdbestimmung erleichtere, genügt nicht als An-

knüpfungspunkt dafür, dass dies beim Erblasser tatsächlich im Zeitpunkt der Testamentserrich-

tung der Fall gewesen sei. lnsoweit sind nicht theoretische wissenschaftliche Abhandlungen ent-

scheidend, sondern Anhaltspunkte dafür, dass es im vorliegenden Fall beim Erblasser tatsächlich

zur Testierunfähigkeit kam.

Mithin gibt es keine äzflichen Unterlagen, aus denen sich zu einem Zeitpunkt vor oder nach der

Testamentserrichtung eine Testierunfähigkeit mit für die Gewährung von Prozesskostenhilfe hin-

reichender Wahrscheinlichkeit ergibt. Selbst wenn man davon ausginge, dass die Beschwerde-

führerin hinreichende Anknüpfungstatsachen für die behauptete Testierunfähigkeit vorgetragen

hätte und demnach über die streitige Frage Beweis durch Einholung eines Gutachtens einzuho-

len wäre, geht der Senat aufgrund seiner Erfahrung bezüglich der Einholung von medizinischen

Gutachten zur Testierfähigkeit (vgl. beispielhaft Senatsbeschluss v.8.2.2021, 19 W 10/20, juris)

davon aus, dass es äußerst unwahrscheinlich ist, dass der BeschwerdefÜhrerin durch ein sol-

ches Gutachten der Beweis der Testierunfähigkeit gelingen würde. Anders als im Hauptprozess

ist im prozesskostenhilfeverfahren in Grenzen eine vorweggenommene Beweiswürdigung zuläs-

sig (vgl. nur BGH, Beschluss v. 14.12.1993, Vl ZR 235tg2). Vor diesem Hintergrund ist eine Vor-

wegnahme der Beweiswürdigung jedenfalls insoweit statthaft, als nach dem feststehenden lnhalt

der Akten eine vernünftig und wirtschaftlich denkende Partei, die den Prozess selbst finanzieren

müsste, wegen des absehbaren Misserfolgs der Beweisaufnahme von einer Prozessführung ab-

sehen würde (vgl. OLG Köln, Beschluss v. 1.3.2000, 1 W 101/99). So liegt es nach Auffassung

des Senats aufgrund der oben beschriebenen Bewertungen hier. Die Anknüpfungstatsachen las-

sen weder einzeln noch in der Summe den sicheren Schluss auf eine Testierunfähigkeit im Zeit-

punkt der Testamentserrichtung erwarten.

Soweit die Antragstellerin ,,unvernünftiges Handeln" des Erblassers als lndiz für eine Testierunfä-

higkeit anführt, übezeugt dies den Senat ebensowenig wie das Landgericht. Es handelt sich da-

bei keinesfalls, wie die Beschwerdeführerin meint, um eine,,handfeste lndizienkette", sondern nur

um Vermutungen über die Motive des Erblassers. Gleiches gilt für die These der Beschwerdefüh-

rerin, dass ein Mensch, der sich aller finanziellen Mittel begeben habe, keine Testierfreiheit mehr

habe. Einen solchen allgemeinen Rechtssatz gibt es nicht, auch keine entsprechende allgemeine
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Lebenserfahrung.

Anders als das OLG Nürnberg in dem von der Beschwerdeführerin zitierten Beschluss

(9'12'2004, 4 W 43104) geht der Senat davon aus, dass Entscheidungsgrundlage die dezeitigen

Erfolgsaussichten sind und es demnach nicht darauf ankommt, ob die Beschwerdeführerin aus

Rechtsgründen an weitere lnformationen dezeit nicht herankommt. Es ist ihr unbenommen, für

den Fall, dass sie neue lnformationen und Anknüpfungstatsachen vozutragen in der Lage ist, er-

neut Prozesskostenh i lte zu beantragen

Schließlich ist anzumerken, dass es sich im vorliegenden Prozess um einen parteiprozess han-

delt, so dass das Gericht - anders als in Nachlasssachen, beidem es beispielsweise um die Er-

teilung eines Erbscheins geht - keine Amtsermittlungspflicht trifft, sondern es Sache der partei

ist, zur Testierunfdhigkeit substantiiert vozutragen und diese gegebenenfalls zu beweisen. Der

Verweis der Antragstellerin auf Seite 27 im Schriftsatz vom 21.8.2023 auf die Verpflichtung des

Gerichts, bei Zweifeln die Testierfähigkeit zu ermitteln, geht damit fehl, die dort zitierte Entschei-

dung war eine solche aus dem Nachlassrecht, in dem der Amtsermitflungsgrundsatz gilt.

Auch die Anträge, die auf eine Anfechtung des Testaments nach S 2078 BGB wegen Motivirrtums

gestützt werden, hat das Landgericht zu Recht als ohne hinreichende Erfolgsaussicht eingestuft

und PKH insoweit verneint. Auf die Ausführungen wird verwiesen.

Das Landgericht hat auch die Prozesskostenhilfe für die als Eilanträge gestellten Anträge auf An-

forderung und Herausgabe von Kontenauszügen zu Recht venruehrt. Soweit die Herausgabe der

Unterlagen an die Antragstellerin begehrt wird, scheitern die Anträge bereits daran, dass eine sol-

che Herausgabe mittels einstweiliger Verfügung eine unzulässige Vonrvegnahme der Hauptsache

darstellen würde. Deshalb ist es auch allgemeine Meinung, dass der Auskunftsanspruch, der mit-

tels Leistungsklage einzufordern ist, nicht durch einstweilige Verfügung durchgesetzt werden

kann (vgl. nur MüKo-Lange, L A., S 2g14 BGB Rn. 76; Staudinger-Hezog, S 2314 BGB Rn. 327

BGB m.w.N.). Soweit die Antragstellerin eine existenzielle Notlage geltend macht, ist ihre gesund-

heitliche Notlage, wie sie u.a. im Schreiben vom 10.7.2023 (Bl. 31 ff., Band 2) und im Schriftsatz

vom 9.8'2023 (Bl. 89 ff., Band 2) dargelegt wurde, hierfür rechtlich unerheblich. Dass sie ohne die

Belege ihre Ansprüche nicht wird durchsetzen können, ist nicht hinreichend sicher.

4.

Darüber hinaus teilt der Senat die Ansicht des Landgerichts, dass auch materiell-rechlich kein
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Anspruch der Antragstellerin auf Vorlage sämtlicher Kontenauszüge der letzten 10 Jahre vor dem

Tod des Erblassers besteht. Grundsätzlich muss sich der Erbe nur über den Nachlass im Zeit-

punkt des Erbfalls erklären. Einen allgemeinen Anspruch auf Belegvorlage sieht das Gesetz nicht

vor (vgl. Müller-Engels in BeckOK, S 2314 BGB Rn. 23; Horn in Münchener Anwaltshandbuch

Erbrecht, 6.A., S 29 Rn. 359; Schönenberg-Wessel, Das hotarielle Nachlassverzeichnis, 1.4.S

13 Rn. 26), allenfalls kann es ausnahmsweise einmal geboten sein, einen Kontoauszug bezüg-

lich des Kontostands im Zeitpunkt des Erbfalls vozulegen (vgl. zu einem solchen Fall OLG Düs-

seldorf, Urteil v. 17.5.1996, 7 U 126195). Auch besteht keine Vorlagepflicht zurVerilizierung der ge-

leisteten Auskunft, denn das gesetzliche Mittel hierfür ist die eidesstattliche Versicherung (Mül-

ler-Engels aaO Rn. 24). Ebensowenig besteht ein Ermittlungsrecht des Pflichtteilsberechtigten,

alle Kontoauszüge des Erblassers systematisch nach etwaigen Ansprüchen zu durchsuchen,

auch nicht zur Ermittlung etwaiger Schenkungen (OLG Düsseldorf, Urteil v.6.7.2018, 7 U 9117).

Daran ändert sich auch nichts durch die - im übrigen bislang unsubstantiierte - Behauptung eines

systematischen Betrugs durch den Erblasser und die Antragsgegnerin. Diese Rechtsmeinung

der Antragstellerin ergibt sich im Übrigen auch nicht aus den von ihr zitierten Entscheidungen, zB

des OLG München (Urteil v.23.8.2021,33 U 325121).

lnwiefern ein Notar bei der Erstellung des notariellen Nachlassvezeichnisses verpflichtet ist, sich

die Kontenbewegungen auch vor dem Erbfall anzusehen (vgl. OLG München, 23.2.2016, 3 W

264116; OLG Celle, Beschluss v. 25.3.2021, 6 U 74120; OLG Koblenz, Beschluss v. 30.4.2018, 1

W 65/18; OLG Köln, Beschluss v. 25.2.2021, 24 W 50120), ist hier unerheblich, da selbst bei An-

nahme einer solchen Verpflichtung kein Anspruch des Pflichtteilsberechtigten auf Herausgabe der

Kontenunterlagen folgt (vgl. OLG Düsseldorf, Urteil v. 30.7.2021,7 U 13120). Diese Verpflichtung

zur eigenen Ermittlung des Erben und des Notars einerseits und einer Beleg- und Herausgabe-

pflicht andererseits vermengt die Antragstellerin in rechtlich unzulässiger Weise, so u.a. im

Schriftsatz vom 9.8.2023 wie auch im Schriftsatz vom 21 .8.2023. Soweit sie dort beispielsweise

den BGH in NJW 1973,1876 zitiert (Urteil v.27.6.1973, lV ZR 5O;t72), ergibt sich ihre geltend ge-

machte Rechtsauffassung daraus nicht. Dort ging es um die Frage, ob auch S 2027 BGts den fik-

tiven Nachlass erfasst. Ferner venrvies der BGH darauf, dass $ 2314BGB auch die'Auskunft be'

züglich des fiktiven Nachlasses umfasse. Ein Anspruch auf Belegvorlage ergibt sich aus der Ent-

scheidung an keiner Stelle. Gleiches gilt für die zitierte Entscheidung des OLG Frankfurt (Urteil v.

16.9.1992, 17 U 152t911, denn dort ging es allein um die Frage, ob ein Nachlassvezeichnis mit

der notwendigen Sorgfalt erstellt wurde.

Die Antragstellerin kann der noch ausstehenden Auskunft durch Vorlage des notariellen Nach-

lassverzeichnisses und einem eventuellen Antrag auf Abgabe der eidesstattlichen Versicherung



5.

19 W 138/23 - Seite 7

mithin nicht dadurch vorgreifen, indem sie pauschal Unterlagen herausverlangt. Soweit die An-

tragstellerin in ihrer Beschwerdeschrift auf eine unvollständige und ergänzungsbedürftige Aus-

kunft abstellt, ist darauf zu venryeisen, dass ihr Prozesskostenhilfe für den Anspruch auf Erteilung

eines notariellen Nachlassvezeichnisses gewährt wurde und sie gehalten ist, diesen Anspruch

zu nächst durchzusetzen.

Soweit die Antragstellerin sich auf S 421 ZPO stützt, handelt es sich dabei nicht um einen materi-

ell-rechtlichen Anspruch, der durch eine einstweilige Verfügung gesichert werden könnte, sondern

lediglich um ein prozessuales Recht, das dann im Hauptprozess geltend zu machen wäre und

für das auch keine Prozesskostenhilfe zu gewähren wäre. Der Venryeis auf einen deliktischen An-

spruch vermag den Herausgabeanspruch gleichfalls nicht zu begründen, da ein solcher delikti-

scher Anspruch, insbesondere aus behaupteter vorsätzlicher sittenwidriger Schädigung, nicht an-

satzweise schlüssig vorgetragen ist. Ein Anspruch aus $ 242BGB, verbunden mit dem Verweis

auf den behaupteten Betrug, scheidet damit auch aus.

Aufgrund eines fehlenden materiell-rechtlichen Herausgabeanspruchs hat das Landgericht auch

mit Recht keine Prozesskostenhilfe gewährt, soweit die Antragstellerin hilfsweise die Herausgabe

der Unterlagen an einen Sequestor beantragt hat. Auf die Ausführungen des Landgerichts sowie

die obigen Ausführungen wird insoweit Bezug genommen.

Hinsichtlich der Anträge, die auf die Besichtigung des Hausrats abzielen, hat das Landgericht

gleichfalls im Ergebnis mit Recht Prozesskostenhilfe versagt. Soweit sie selbst die Besichtigung

begehrt, würde es sich um eine unzulässige Vonruegnahme der Hauptsache handeln. Soweit die

Besichtigung durch einen Sachverstärldigen beantragt wird, wird zwar teilweise die Auffassung

vertreten, dass dies bei einem Anspruch aus $ 809 BGB grundsätzlich möglich sei (KG, Urteilv.

11'8'2000, 5 U 3069/90). Ob ein solcher Anspruch aus g 809 BGB vorliegend bezüglich des

Hausrats besteht, kann dahingestellt bleiben. Denn zum einen dürfte aufgrund des Umstandes,

dass der Erblasser bereits seit über 3 Jahren tot ist und der Erblasser zusammen mit der An-

tragsgegnerin einen gemeinsamen Haushalt hatte in der Amberbaumallee 51, eine Trennung zwi-

schen dem in den Nachlass fallenden Hausrat und dem im Alleineigentum der Antragsgegnerin

stehenden Hausrat nicht (mehr) möglich sein. Zum anderen besteht der erforderliche Verfü_

gungsgrund nicht. Die Antragstellerin hat bereits am 18.1 1.2021 die Auskunft über den Nachlass

begehrt, am 16.12.2021 ist ihr mitgeteilt worden, dass der Nachlass nur aus ca. 30 Jahre alten

6
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Möbeln bestehe und wertlos sei. Sie hat jedoch erstmals im Mai 2022die Besichtigung des Haus-

rats als Eilantrag begehrt und erst am 10.7.2023 die Besichtigung des Hausrats durch einen

Sachverständigen beantragt. Damit aber ist die Eilbedürftigkeit widerlegt (vgl. dazu MüKo-Dre-

scher, ZPO 6. A,, S 935 Rn. 19 ff.; Mayer in BeckOK ZPO, S 935 Rn. 16 ff.). Es ist der Antragstel-

lerin nunmehr zuzumuten, das Ergebnis des Hauptsacheprozesses abzuwarten.

lm Übrigen sind die Anträge der Antragstellerin auch teilweise zu unbestimmt und auch deshalb

ohne Erfolgsaussichten. Dies betrift beispielsweise die Anträge zu2d) und 2e)sowie 3d) und 3e)

aus dem Schriftsatz vom 1 0.7.2023, in denen pauschal ,,alle sozialrechtlichen Unterlagen" sowie

,,alle lnformationen über die Förderung der Firmen (...)" verlangt werden. Diese Formulierungen

sind viel zu weit gefasst und einer Zwangsvollstreckung nicht zugänglich.

Hinsichtlich des Antrags auf Schadensersatz wegen vorsätzlicher sittenwidriger Schädigung

(Schriftsätze vom 20.2.2023, S. 74 und vom 9.8.2023, S. 43) ist Prozesskostenhilfe gleichfalls zu

versagen. Auf die obigen Ausführungen sowie die des Landgerichts im Nichtabhilfebeschluss

wird verwiesen. lm Übrigen wäre der Antrag auch deshalb ohne Erfoigsaussichten, da er unzu-

lässigerweise nicht beziffert, sondern in das Ermessen des Gerichts gestellt wurde. Ein solch un-

bezifferter Antrag ist jedoch nur im Rahmen eines Schmerzensgeldantrags nach S 847 BGB

bzw. dann, wenn die Schadenshöhe im Ermessen des Gerichts steht, zulässig, nicht jedoch bei

einem Anspruch aus $ 826 BGB; bei diesem Anspruch ist der Schaden vom Geschädigten kon-

kret zu beziffern und öntsprechend im Antrag aufzunehmen.

Auch für die neuen Anträge aus dem Schriftsatz vom21.8.2023 (Bl. 105 ff., Band 2) hat das

Landgericht irn Ergebnis zu Recht Prozesskostenhilfe verneint.

Hinsichtlich des Antrags zu 7 (Erteilung einer vollständigen Auskunft nach $ 888 ZPO) ist zu er-

gänzen, dass dieser Antrag schon deshalb nicht durchgreift, da für eine Vollstreckung naöh $ 888

ZPO ein zu erfüllender Auskunftstitel vorliegen müsste, der hier gerade noch nicht vorliegt. Die

Antragstellerin muss zunächst das Hauptsacheverfahren durchführen und sich den Auskunftstitel

verschaffen, insoweit ist ihr ja auch bereits Prozesskostenhilfe bewilligt worden. Ob und inwieweit

sich die Antragsgegnerin im Prozess zu dem behaupteten Vermögensverlust äußern muss,

bleibt dem Hauptprozess vorbehalten.

I

I
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Hinsichtlich des Antrags zu 8 ist ergänzend anzuführen, dass es sich bei der zitierten Norm des

S 428 ZPO um ein Prozessrecht handelt, so dass übär den Antrag entsprechend im Hauptpro-

zess zu entscheiden ist. Es handelt sich lediglich um einen Vedahrensantrag und keinen materi-

ell-rechtlichen Anspruch und ebensowenig um einen (streitwerterhöhenden) Sachantrag, so dass

schon deshalb Prozesskostenhilfe hierfür nicht bewilligt werden kann. Die Antragstellerin kann

diesen Antrag (dann allerdings nur über einen Rechtsanwalt) gegebenenfalls im Hauptsachepro-

zess stellen. Allerdings erscheint es äußerst zweifelhaft, dass dies bereits im Rahmen der Aus-

kunftsstufe zulässig beantragt werden kann, da es beiden $$ 415tf. um einen erforderlichen Be-

weis durch Urkunden geht, die Antragstellerin aber für die begehrte Titulierung ihres Auskunftsan-

spruchs einen solchen Beweis nicht zu führen bräuchte, vielmehr wäre dies ja bereits lnhalt der

begehrten Auskunft.

10

Soweit im Schriftsatz vom 9.11.2023 noch ergänzende/abweichende Anträge gestellt werden, ist

hierfür gleichfalls Prozesskostenhilfe zu versagen. Ein Anspruch auf Auskunft, überwelche Kon-

ten die Antragsgegnerin bei der Baseler Kantonalbank verfügt, ist unter keinem rechflichen Ge-

sichtspunkt gegeben. Allein die Vermutung der Antragstellerin, es handele sich um gemeinsam

geführte Konten, genügt für einen solchen Anspruch nicht. Soweit sie in dem Schriftsatz ihre bis-

herigen Anträge lediglich um weitere Kontoverbindungen ergänzt, ist auf obige Ausführungen zu

verweisen.

11.

Gleiches gilt für die ggf. ergänzenden/abweichenden Anträge aus dem Schriftsatz vom 1 .12.2023

(Bl' 14 ff., Band 3). Es besteht hinsichtlich der dort begehrten Herausgabeansprüche weder ein

materiell-rechtlicher Vorlageanspruch (siehe Ausführungen oben) noch ist hinreichend die Dring-

lichkeit dargetan, nämlich insbesondere ein drohender Verlust dieser Unterlagen. Soweit eine

Herausgabe an die Antragstellerin begehrt wird, handelt es sich erneut um eine unzulässige Vor-

wegnahme der Hauptsache.

Soweit eine ,,Wertermittlung fÜr die Arbeitsleistung des Erblassers in diesem Auftragsverhältnis

bzw. das hieraus verschwundene Geldvermögen" beantragt wird (wiederholt im Schriftsatz vom

27 '12'2023, dort Seite 42), ist dieser Antrag schon zu unbestimmt, da die zu bewertende Arbeits-

leistung nicht weiter konkretisiert wird. Zudem setzt ein Wertermittlungsanspruch nach S 2314

Abs. 1 S. 2 BGB voraus, dass der Nachlass seinem Gesamtbestand nach feststeht, also regel-

mäßig eine entsprechende Auskunft bereits erteilt wurde (OLG Brandenburg, Urteil v.14.7.2020,
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3 u 38/19)' Zwar erfasst der Wertermittlungsanspruch auch den fiktiven Nachlass und reicht für
eine entsprechende Beauskunftung bereits der begründete Verdacht von schenkungen. Für den
wertermittlungsanspruch muss jedoch der Pflichtteilsergänzungsanspruch dem Grunde nach
feststehen, ein Verdacht genügt hier nicht (oLG Hamburg, urteil v. 15.1.2019,2u 3l1g,Rn. 1g,
juris)' Daran fehlt es hier, ein entsprechender Pflichtteilsergänzungsanspruch ist weder beaus-
kunftet noch steht er andenrueitig fest oder ist hinreichend schlüssig vorgetragen. Dies gilt erst
recht für das behauptete,,verschwundene Geldvermögen,,.

Diese Ausführungen getten auch für die Anträge auf wertermitflung, auf die die Antragstellerin im
Schriftsatz vom 27'12.2023, s' 41, venueist und die sich letzflich im schriftsatz vom 21.g.2023,
Seite 6/7 (Bt. 1O411OS, Band 2)finden.

12.

Den Vortrag aus dem gegenüber dem Landgericht.gestellten Befangenheitsantrag, eingereicht
mit schriftsatz vom 29-12'2023 (Bl' 42 ff., Band 3), hat der senat gleichfalls - wie auch den übri-
gen gesamten Vortrag der Antragstellerin - zur Kenntnis genommen. Es verbleibt bei den oben
gemachten Ausführungen und führt zu keiner anderen rechflichen Bewertung.

vorsorglich ist darauf hinzuweisen, dass die Gerichtssprache deutsch ist (g 1s4 GVG) und das
Gericht nicht gehalten ist, fremdsprachigen Sachvortrag zu übersetzen und zur Kenntnis zu neh-
men (vgl. Ailgayer in BeckOK GVG, S 1g4 Rn. 4).

13.

Eine Kostenentscheidung ist nicht veranlasst, da die Kosten des Beschwerdeverfahrens nicht er-
stattet werden, S 127 Abs. 4 ZPo, und die Haftung der Beschwerdeführerin für die Gerichtskosten
bereits aus dem Gesetz folgt.

lt,

soweit die BeschwerdefÜhrerin Prozesskostenhilfe für das vorliegende Beschwerdeverfahren be-
gehrt' war dieser Antrag zurückzuweisen, und zwar schon deshalb, weil für das Beschwerdever-
fahren in Prozesskostenhilfesachen - ebenso wie für das prozesskostenhilfeverfahren selbst
(vgl' BGH' Beschtuss v' 30.5.1984, vlll zR 298183) - keine prozesskostenhilfe bewilligt werden
kann (vgl' Anders/Gehle-Dunkhase, ZPo 82. A., s 127 ZpO Rn. 7g), denn insoweithandeltes
sich auch nicht um eine ,,Prozessführung" im sinne des $ 114 zpo (vgl. oVG Berlin-Branden-
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burg, Beschluss v.9.10.20j3, OVG 10 M 51112). Darüber hinaus wäre derAntrag auch mangels

Erfolgsaussichten der Beschwerde zurückzuweisen

Schumacher

Vorsitzender Richter
am Kammergericht

' Pietzcker

Richterin
am Amtsgericht

Dr. Zivier

Richter
am Kammergericht

Für die Richtigkeit derAbschrift
Berlin, 20.03.2024

Seewald, JHSekr'in
Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle
Durch maschinelle Bearbeitung beglaubigrt
- ohne Unterschrift gültig
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